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Editorial

Liebe:r Leser:in



In welchen europäischen Ländern waren Sie in 
diesem Sommer unterwegs und wie oft mussten 
Sie dabei einen Pass oder eine Identitätskarte 
vorweisen? Welche Visa brauchten Sie und wie 
reagierten Grenzbeamt:innen auf Sie? 

Ich bin mir sicher, dass ein grosser Teil unserer 
Leser:innen ihre Mobilität rege genutzt hat. Hier 
an eine Hochzeit in Deutschland, da ans Meer in 
Italien und dort eine Wanderung in Slowenien. Der 
Sommer bedeutet Reisezeit.

Viele denken dabei kaum an Reisebestimmungen, 
ausser vielleicht an das Maximalgewicht vom Flug-
hafengepäck. In Europa gibt es für Tourist:innen 
schon lange keine Grenzen mehr, über die man 
sich gross Gedanken machen muss. 

Doch das gilt nicht für jede reisende Person. 
Menschen, die vom Asylsystem betroffen sind, 
erleben eine ganz andere Realität. Das Gemein-
same Europäische Asylsystem (GEAS) stellt mig-
rantische Personen vor grosse Hürden. Wie bereits 
im letzten Rundbrief erwähnt, trat im Juni 2026 
eine weitreichende Reform dieses Systems in 
Kraft. Menschenrechtsorganisationen und Asyl-
rechtsberatungen, wie auch die FPA, kritisieren die 
Konsequenzen der Reform insbesondere wegen 
gefängnisähnlicher Lager an den EU-Aussengren-
zen, Ausschaffungen in unsichere Drittstaaten und 
massenhafter Datenerfassung. 

Wie sich das GEAS speziell auf das Dublin-System 
auswirkt, beleuchtet ein Fachbericht unseres 
Partnervereins Pikett Asyl. Lesen Sie mehr dazu 
auf S. 4. 

Strukturelle Mängel bestehen aber nicht nur auf 
der europäischen, sondern auch auf der Schweizer 
Ebene. Wir diskutieren einen Bundesgerichtsent-
scheid, der das Bundesverwaltungsgericht rügt: 
Rund 140 Beschwerden aus dem Asylwesen waren 
bis Ende November 2025 mehr als vier Jahre (!) 
hängig. Mehr dazu auf S. 3. 

Weiter stellen wir Ihnen auf S. 5 ein Beispiel aus 
unserer alltäglichen Praxis vor. Uns gelang es, im 
Fall einer queeren Person, die in ihrem Herkunfts-
land gefoltert wurde, einen positiven Asylent-
scheid zu erwirken.

Analysen alleine verändern also noch nichts. Es 
braucht eine solidarische, zivilgesellschaftliche 
Aktion. Dafür brauchen wir Sie! Kommen Sie zur 
nationalen Demonstration am 26. September in 
Bern: Für Bewegungsfreiheit statt Grenzen, und 
für Grundrechte, Mitbestimmung und Teilhabe für 
alle. 

Wir wünschen Ihnen gute Lektüre und dass die 
Wärme des Sommers noch etwas nachklingen 
mag. 
  
Natalina Haller, 
Mitglied des Vorstands

Rap für Rächt und gege rechts

Samstag, 24.10.2026
Line-Up: Nova & Friends, Potz Pludz & FiggdiSam 
(Clan des Dinos), MzumO und Starrlight
Afterparty mit DJ-Set 

Der Erlös geht vollumfänglich an die 
Freiplatzaktion.
Türöffnung um 19 Uhr
Konzerte ab 20 Uhr
Provitreff Zürich, Sihlquai 240, 8005 Zürich

https://freiplatzaktion.ch/wp-content/uploads/2026/06/Freiplatzaktion-RB-2-26-web.pdf
https://www.bger.ch/files/live/sites/tfl/files/pdf/de/12t_0003_202_2026_06_17_T_d_14_18_47.pdf
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Am 15. Juni 2026 veröffentlichte das Bundesge-
richt zwei Aufsichtsentscheide (12T_3/2025 und 
12T_4/2025), die bereits bekannte strukturelle 
Probleme am Bundesverwaltungsgericht (BVGer) 
bestätigen: Schweizweit warten 144 Beschwerde
führende seit mehr als vier Jahren auf einen 
Entscheid in ihrem Asylbeschwerdeverfahren. 
Aufgrund dieser langen Wartezeit haben zwei be-
troffene Familien per Ende November 2025 eine 
Aufsichtsanzeige bei der Verwaltungskommission 
des Bundesgerichts eingereicht. 

Das Bundesgericht konstatiert nun «strukturelle 
Mängel organisatorischer oder administrativer 
Natur» beim BVGer. Die lange Verfahrensdauer sei 
auf eine «ungenügende Priorisierung der Altfälle 
und damit auf eine letztlich ungenügende Behand-
lungsstrategie» zurückzuführen. Besonders bei 
Asylbeschwerden sei die Wartezeit bis zur Urteils-
verkündung entscheidend; existenzielle Unsicher-
heit darf nicht durch Verzögerungen verlängert 
werden. Im Zuge des Aufsichtsverfahrens musste 
das BVGer bis zum 15. Juli 2026 eine konkrete 
Strategie für den Abbau der Altfälle vorlegen. Das 
BVGer verlängerte nach eigenen Angaben die Frist 
bis Ende August.

Die Freiplatzaktion Zürich (FPA) begrüsst die 
Entscheidung des Bundesgerichts, da unter den 
pendenten Fällen auch Fälle der FPA sind. Sie 
sieht jedoch weiteren Handlungsbedarf: Die lange 
Verfahrensdauer am BVGer ist immer wieder Teil 
der regelmässigen Beratungen sowie Thema bei 
Klient:innen und stellt eine sehr belastende Situa-
tion dar. 

Die FPA fordert eine umgehende Anpassung der 
Prioritätenordnung des Gerichts und die sofortige 
Gewährung von vorläufigen Aufnahmen (F-Aus-
weis) für alle 144 Beschwerdeführenden, unab-
hängig vom Asylentscheid. Zudem fordert die FPA 
allen Beschwerdeführenden in Asylverfahren, die 
mehr als 36 Monate am BVGer hängig sind, eine 
vorläufige Aufnahme zu gewähren. Damit würde 

anerkannt, was Realität ist: nämlich, dass sich diese 
Personen längst Alltag und soziales Netzwerk in der 
Schweiz aufgebaut haben. Eine Wegweisung ist da-
her unabhängig vom Asylpunkt als unzumutbar an-
zusehen. Darüber hinaus braucht es Mechanismen, 
um Altfälle dieser Grössenordnung zu vermeiden. 
Eine automatische vorläufige Aufnahme nach einer 
bestimmten Verfahrensdauer würde den Druck er-
höhen, Verfahren zügig abzuschliessen und endlich 
die Interessen der Beschwerdeführenden in den 
Fokus rücken.

Dass diese Forderungen nicht abwegig sind, zeigt 
die Humanitäre Aktion 2000 (HUMAK): Der Bun-
desrat entschied damals, knapp 16'000 hängige 
Asylgesuche bis April 2001 mit einer vorläufigen 
Aufnahme zu regeln. Durch die HUMAK erhielten 
tausende Menschen eine vorläufige Aufnahme und 
die Möglichkeit, weitere Schritte zu einem sicheren 
Aufenthaltstitel zu gehen.

Angesichts der aktuellen Situation am BVGer sind 
ähnliche Bestrebungen gefragt. Die Pendenzen 
sind strukturell bedingt und nicht auf die Be-
schwerdeführenden zurückzuführen. Dass 144 
Fälle seit mehr als vier Jahren hängig sind, verweist 
darauf, dass im Asylsystem Menschen jahrelang 
wissentlich in einer Situation völliger Existenz- und 
Rechtsunsicherheit gelassen werden. Dabei sollten 
Einzelpersonen nicht die Konsequenzen strukturel-
ler Mängel der Justiz tragen.

Thema I

Strukturelle Mängel beim Bundes­
verwaltungsgericht bestätigt

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2Faza://15-06-2026-12T_3-2025&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2Faza://15-06-2026-12T_4-2025&lang=de&zoom=&type=show_document
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Das Dublin-System ist das «Herzstück» des Ge-
meinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) und 
wurde im Rahmen der umfassenden Reform des 
GEAS verschärft. Für Asylanträge, die nach dem 
12. Juni 2026 in Europa gestellt werden, findet neu 
die Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung 
(kurz: AMM-VO) Anwendung. Das Dublin-System 
stellt für viele asylsuchende Personen den ersten 
und oft entscheidenden rechtlichen Rahmen bei 
der Einreise nach Europa dar. Die Verordnung legt 
fest, welcher europäische Staat für die Durchfüh-
rung eines Asylverfahrens zuständig ist und be-
einflusst damit nicht nur den Ort des Verfahrens, 
sondern häufig auch Zugang zu Unterstützung, 
medizinischer Versorgung und die weitere Bleibe-
perspektive.

In der Broschüre «Überblick – Die wichtigsten 
Änderungen im Dublin-System für Asylsuchende in 
der Schweiz» hat Pikett Asyl die wichtigsten Ände-
rungen der GEAS-Reform dargestellt. Sie fasst die 
Änderungen bei den wichtigsten Zuständigkeits-
kriterien des Dublin-Systems sowie zentrale Ver-
fahrensschritte zusammen und ordnet ausgewählte 
Änderungen ein. Die Broschüre richtet sich an 
Personen in der Rechtsberatung oder in Unterstüt-
zungsstrukturen von asylsuchenden Personen und 
ist kostenlos auf der Website von Pikett Asyl ver-
fügbar (www.pikett-asyl.ch) und auch in gedruckter 
Form erhältlich.

Für eine umfassende Einordnung (potenzieller) 
Auswirkungen der AMM-VO auf Asylsuchende 
inkl. Interviews mit Betroffenen und Fallbeispielen, 
empfehlen wir den Fachbericht «Das Dublin-Sys-
tem im neuen Gewand» von Pikett Asyl. Dieser 
kann für CHF 25.– über info@pikett-asyl.ch  
bestellt werden. 

Thema II

Neue Broschüre von Pikett Asyl –  
Überblick über die wichtigsten Änderungen im 
Dublin-System

https://www.pikett-asyl.ch/
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Herr A. ist in Addis Abeba, Äthiopien, aufgewach-
sen. Seine Mutter gehört der tigrinischen eth-
nischen Gruppe an und war im Zusammenhang 
mit der Tigray People’s Liberation Front (TPLF; 
Volksbefreiungsfront von Tigray) beziehungsweise 
dem Tigray-Konflikt politisch aktiv. Vor diesem 
Hintergrund wurde Herr A. im Jahr 2021 in Addis 
Abeba verhaftet und während rund fünf Monaten 
inhaftiert – eine klassische Reflexerfolgung, weil er 
als Sohn einer politisch verdächtigen Person auto-
matisch mitverfolgt wird. Bei der Einweisung ins 
Gefängnis musste er sein Handy abgeben und ent-
sperren; die Wärter fanden Telegram Chats, die auf 
Beziehungen und Kontakte mit Männern hinwiesen. 
In der Folge wurde er nicht nur zu seiner Mutter, 
sondern auch zu seinen Beziehungen zu Männern 
befragt, beschimpft und gefoltert.

Nach der Flucht in die Schweiz stellte Herr A. ein 
Asylgesuch. In den ersten Anhörungen schilderte 
er seine Haft- und Foltererfahrungen, verschwieg 
jedoch seine Homosexualität, weil er davon aus-
ging, Homosexualität könne auch in der Schweiz 
verboten sein. Zudem befürchtete er, dass seine 
sexuelle Orientierung innerhalb der äthiopischen 
Community bekannt werden und dies negative 
Folgen für ihn haben könnte. Das SEM anerkannte 
seine Foltererfahrungen, lehnte das Asylgesuch 
jedoch ab und ordnete die Wegweisung an.

Erst im Rahmen der Beratung bei der Freiplatz-
aktion Zürich konnte Herr A. offenlegen, dass er 
in Äthiopien heimlich Beziehungen zu Männern 
geführt und über Chatgruppen Kontakt zu anderen 
homosexuellen Männern gehalten hatte. Er schil-
derte, dass seine sexuelle Orientierung Anlass für 
Festhaltung und Folter während eines längeren 
Zeitraums war. Gestützt auf diese neuen Angaben, 
einen Bericht von Queeramnesty sowie psycho-
therapeutische Unterlagen, die die Folgen der Haft 
und Folter und seine Hemmung, über die sexuelle 
Orientierung zu sprechen, dokumentierten, wurde 

von der Freiplatzaktion Beschwerde erhoben. Das 
SEM hob daraufhin seinen Entscheid auf und nahm 
das erstinstanzliche Verfahren wieder auf.

Bei der erneuten Anhörung schilderte Herr A. seine 
Foltererlebnisse und sein Leben als homosexueller 
Mann in Äthiopien – heimliche Beziehung, ver-
deckte Treffen, Nutzung von Chats unter ständiger 
Angst vor Entdeckung. Unter Einbezug dieser An-
gaben und der Beweismittel gewährte das SEM nun 
Asyl.

Der Fall zeigt, dass auch nach einem zunächst ab-
gelehnten Asylgesuch und trotz stossender Aus-
gangslage (anerkannte Folter, aber angeordnete 
Wegweisung) eine spätere, gut begründete Offen-
legung der Homosexualität zur Asylgewährung füh-
ren kann – vorausgesetzt, das Verfahren wird neu 
und vollständig abgeklärt und Betroffene erhalten 
geeignete Unterstützung. Dies sollte jedoch keine 
Grosszügigkeit, sondern eine rechtliche Selbstver-
ständlichkeit darstellen.

Thema III

Asylgewährung nach gut begründeter 
Offenlegung der Homosexualität
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Thema IV   

Zwischen uns keine Grenzen!

In der Schweiz und in der EU werden autoritäre 
Forderungen nach Abschottung, Entrechtung  
und Ausschaffung immer lauter. Längst schlagen 
sie sich auch in weiteren Verschärfungen des 
Asyl- und Migrationsrechts nieder. Doch diese 
Entwicklung trifft nicht nur Geflüchtete und Mig-
rant:innen. Sie greift den universellen Anspruch 
der Menschenrechte an: Rechte, die allen Men-
schen zustehen, unabhängig von Herkunft, Pass 
oder Aufenthaltsstatus. Dagegen setzen wir Soli-
darität, Widerstand und die Kraft einer lebendigen 
Zivilgesellschaft.

Wir wollen eine Migrationspolitik, die Migration 
als das anerkennt, was sie ist: ein normales ge-
sellschaftliches Phänomen, das es schon immer 
gegeben hat und auch immer geben wird. Statt 
Menschen gegeneinander auszuspielen, kämpfen 
wir für eine offene und vielfältige Gesellschaft, 
in der alle ein menschenwürdiges Leben führen 
und über ihr eigenes Leben bestimmen können. 
Wir lassen uns nicht spalten. Zwischen uns keine 
Grenzen!

Wir fordern:
•	 Bewegungsfreiheit statt Grenzen: Schluss mit 

Ausschaffungen, Ja zur Regularisierung und zur 
sofortigen Schliessung der Ausschaffungsge-
fängnisse.

•	 Grundrechte für alle ohne Ausnahme: Garan-
tierter Zugang zu Gesundheit, Bildung, Arbeit 
und Rechtsschutz – unabhängig vom Aufent-
haltsstatus.

•	 Mitbestimmung und Teilhabe für alle: Das 
Recht, Rechte zu haben, ist unverhandelbar – 
für alle Menschen, die hier sind und noch kom-
men werden.

Mehr Infos auf: demo.sosf.ch
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Am 26. September 2026 ruft Solidarité sans frontières zusammen  
mit rund 100 weiteren Organisationen zu einer grossen Demonstration 
der Asyl- und Migrationsbewegung nach Bern.

https://demo.sosf.ch/

